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Lage von Schutzsuchenden auf der Balkanroute 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  
Die Balkanroute stellt immer noch eine der wichtigsten Fluchtrouten nach Eu-
ropa dar. Da sowohl die ungarisch-serbische als auch die serbisch-kroatische 
Grenze massiv durch Zäune und Grenzpolizei aufgerüstet wurden, verlagerte 
sich die Balkanroute Anfang 2018 auf die Länder Albanien, Bosnien und Her-
zegowina, Kroatien und Slowenien (vgl. https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/ 
homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/20180314_ 
progress-report-progress-report-european-agenda-migration_en.pdf). In Bos-
nien und Herzegowina, das eine lange Grenze mit dem EU-Mitgliedstaat Kroa-
tien teilt, wird nach Angaben von Pro Asyl eine seit dem Frühjahr 2018 stetig 
ansteigende Zahl von Flüchtlingen registriert (www.proasyl.de/hintergrund/ 
grenzen-als-orte-der-gewalt-die-situation-an-der-kroatisch-bosnischen-grenze/). 
Insgesamt sollen seit Jahresbeginn 2018 mehr als 7 000 Schutzsuchende in Bos-
nien und Herzegowina registriert worden sein. Gut die Hälfte befindet sich im 
an Kroatien grenzenden Kanton Una-Sana. Die Zahl der Schutzsuchenden allein 
in dessen Hauptstadt Bihać soll aktuell bei knapp 3 000 liegen. An der west-
lichsten Grenze von Bosnien, in Velika Kladuša, sollen darüber hinaus mindes-
tens 500 Schutzsuchende auf eine Möglichkeit zum Grenzübertritt nach Kroa-
tien warten (www.zeit.de/politik/ausland/2018-07/bosnien-balkanroute-fluechtlinge- 
velika-kladusa-grenze). 

Es mangelt Bosnien und Herzegowina an jeglicher Infrastruktur, um Schutzsu-
chende zu unterstützen. Zudem gilt die Reise durch diesen Balkanstaat als ext-
rem gefährlich (www.proasyl.de/hintergrund/grenzen-als-orte-der-gewalt-die-
situation-an-der-kroatisch-bosnischen-grenze/). Wenn es die Schutzsuchenden 
durch Bosnien und Herzegowina schaffen und an der EU-Außengrenze ankom-
men, sind sie von exzessiver Gewaltanwendung und illegalen Zurückweisungen 
durch die kroatische Polizei betroffen (ebd.). So heißt es: „Wenn Schutzsu-
chende irgendwo in Kroatien aufgegriffen werden, verweigern ihnen die dorti-
gen Behörden das Recht, Asyl zu beantragen. Geflüchtete werden nicht regis-
triert, sondern von der kroatischen Grenzpolizei direkt wieder nach Bosnien ab-
geschoben. In gleicher Weise übergibt die slowenische Polizei jene Flüchtlinge, 
die sie im Land aufgreift, der kroatischen Grenzpolizei, die sie dann direkt nach 
Bosnien abschiebt.“ Flüchtlinge werden demnach zur bosnisch-herzegowini-
schen Grenze gefahren und dort bestohlen und beraubt (ebd.). Dr. Sascha 
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Schießl vom Flüchtlingsrat Niedersachsen berichtet für Pro Asyl, die kroati-
schen Grenzpolizisten zerstörten die Smartphones der Schutzsuchenden, näh-
men ihnen ihr Geld weg und misshandelten insbesondere männliche Flücht-
linge, aber immer wieder auch Frauen und Jugendliche (https://yallayallaeurope. 
wordpress.com/2018/07/23/push-backs-und-polizeigewalt/). Im „The Guardian“  
berichtet ein Geflüchteter von der bosnisch-kroatischen Grenze: „Wenn sie 
Geld finden, dann stehlen sie es. Wenn sie Telefone finden, dann zerstören sie 
diese, um zu vermeiden, gefilmt zu werden oder um uns einfach daran zu hin-
dern, unsere Freunde zu kontaktieren. Und dann schlagen sie uns, vier oder fünf 
gegen einen. Sie werfen uns zu Boden, treten uns und schlagen uns mit ihren 
Knüppeln. Für sie scheinen wir uns kaum von ihren Hunden zu unterscheiden“ 
(www.theguardian.com/global-development/2018/nov/14/didnt-give-a-damn-
refugees-film-croatian-police-brutality-bosnia). 

Die Nichtregierungsorganisation (NGO) „No Name Kitchen“, die in Bosnien, 
Serbien und Italien Nahrung an Schutzsuchende verteilt, spricht von 70 bis 
100 Menschen, die wöchentlich einen Pushback aus Kroatien erfahren. 70 Pro-
zent der Betroffenen geben an, im Rahmen der Festnahme und Zurückschiebung 
geschlagen worden zu sein. Die NGO Ärzte ohne Grenzen spricht von einer 
„systematischen und geplanten“ Form von Gewalt gegen Schutzsuchende 
(ebd.). Ende Oktober 2018 kam es am Grenzübergang zu heftigen Zusammen-
stößen zwischen mehreren hundert Schutzsuchenden und der kroatischen Poli-
zei. Die Schutzsuchenden klagen über Übergriffe der kroatischen Polizei 
(www.mdr.de/heute-im-osten/ostblogger/fluechtlinge-in-bosnien-verpruegelt-
hungrig-verlassen-100.html). 

Sowohl die Praxis der Pushbacks als auch die Polizeigewalt gegen Schutzsu-
chende stellen nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller eine sys-
tematische Verletzung der Menschenrechte Schutzsuchender durch das EU-
Grenzregime in Kroatien sowie einen Verstoß gegen das in der Genfer Konven-
tion normierte Refoulementverbot dar (vgl. https://verfassungsblog.de/weshalb-
man-asylsuchende-nicht-an-der-grenze-abweisen-kann/).  

1. Wie viele Schutzsuchende halten sich derzeit nach Kenntnis der Bundesre-
gierung in Bosnien und Herzegowina auf (bitte wenn möglich konkret auch 
auf die Zahlen der Schutzsuchenden an der kroatischen Grenze eingehen)? 

Nach aktuellen Informationen des Sicherheitsministeriums von Bosnien und Her-
zegowina halten sich derzeit etwa 4 000 Schutzsuchende in Bosnien und Herze-
gowina auf. Davon sind ungefähr 3 300 in Aufnahmezentren im Una-Sana Kan-
ton nahe der Grenze zu Kroatien registriert. 
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2. Wie viele der Schutzsuchenden in Bosnien und Herzegowina werden in wel-
cher Art von Unterbringung versorgt, und wie viele leben nach Kenntnis der 
Bundesregierung in irregulären Lagern? 

Aktuell ist nach Kenntnis der Bundesregierung in den Aufnahmezentren in Bos-
nien und Herzegowina folgende Anzahl von Schutzsuchenden untergebracht 
(Stand: 7. Januar 2019): 

im Studentenwohnheim Borići in Bihać ca. 130 
im Aufnahmezentrum Bira bei Bihać ca. 2.100 
im Hotel Sedra bei Cazin ca. 380 
im Aufnahmezentrum Miral bei Velika Kladuša ca. 730 
im Aufnahmezentrum Ušivak bei Sarajewo ca. 520 
im Aufnahmezentrum Salakovac bei Mostar ca. 240 
im Asylzentrum in Delijaš ca. 40 
im Asylzentrum bei Sarajewo ca. 55 

Nach Aussage des zuständigen Sicherheitsministeriums gibt es in Bosnien und 
Herzegowina keine irregulären Unterkünfte mehr. 

3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu Übergriffen auf Schutzsu-
chende durch bosnisch-herzegowinische Sicherheitskräfte? 

Der Bundesregierung sind keine Übergriffe auf Schutzsuchende durch bosnische 
Sicherheitskräfte bekannt. 

4. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Abschiebungen bzw. Zu-
rückweisungen und Pushbacks von auf der Balkanroute reisenden Flüchtlin-
gen durch die bosnisch-herzegowinischen Behörden? 

Nach Aussage der zuständigen Behörden in Bosnien und Herzegowina wurden 
im Jahr 2018 insgesamt 440 Rückführungen aus Kroatien sowie weitere 165 aus 
Serbien und Montenegro nach Bosnien und Herzegowina vorgenommen. Aus 
Bosnien und Herzegowina wurden insgesamt 36 Personen nach Kroatien, 
603 Personen nach Montenegro und 416 nach Serbien rückgeführt. Der Bundes-
regierung liegen keine Erkenntnisse über die Durchführung sogenannter „Push-
backs“ an den Grenzen von Bosnien und Herzegowina vor. 
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5. Wie viele Schutzsuchende kamen nach Kenntnis der Bundesregierung mo-
natlich seit dem 1. Januar 2018 in Bosnien an?  

Im Jahr 2018 wurden insgesamt 23.385 Schutzsuchende durch das Sicherheits-
ministerium in Bosnien und Herzegowina registriert. Eine monatliche Aufschlüs-
selung ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen: 

Januar 2018 148 
Februar 2018 234 
März 2018 513 
April 2018 1.454 
Mai 2018 2.368 
Juni 2018 2.481 
Juli 2018 2.183 
August 2018 2.505 
September 2018 3.807 
Oktober 2018 4.740 
November 2018 2.212 
Dezember 2018 740 

6. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Lage der in Bosnien 
und Herzegowina festsitzenden Schutzsuchenden, und welche Konsequen-
zen zieht sie daraus? 

Alle registrierten Schutzsuchenden, die sich derzeit in Bosnien und Herzegowina 
aufhalten, haben die Möglichkeit einer Unterbringung in winterfesten Aufnahme-
zentren. Die Verpflegung mit drei Mahlzeiten pro Tag sowie die medizinische 
Versorgung wird insbesondere durch die International Organization for Migra- 
tion (IOM) und den Hochkommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR), aber auch weitere Nichtregierungsorganisationen vor Ort sicherge-
stellt, die unter anderem aus Mitteln der Europäischen Union finanziert werden 
(siehe auch Antwort zu Frage 14). 

7. Wie vielen Schutzsuchenden gelang es nach Kenntnis der Bundesregierung, 
die bosnische Grenze nach Kroatien seit dem 1. Januar 2018 zu überschrei-
ten? 

Es liegen keine gesicherten Erkenntnisse hinsichtlich der Anzahl der Schutzsu-
chenden vor, die den Grenzübertritt nach Kroatien vollziehen konnten. 

8. Wie viele Asylsuchende halten sich derzeit nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in Kroatien auf? 

Die Zahl der in Kroatien untergebrachten Schutzsuchenden belief sich nach An-
gaben der kroatischen Behörden am 13. Dezember 2018 auf insgesamt 379 Per-
sonen. 
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a) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Unterbringung und 
Versorgung der Schutzsuchenden in Kroatien? 

b) Wie viele der Schutzsuchenden leben in Lagern, inwiefern sind diese ge-
schlossen? 

Die Fragen 8a und 8b werden gemeinsam beantwortet.  

Der Bundesregierung ist keine Kritik an Unterbringung und Versorgung von 
Schutzsuchenden bekannt. Asylantragsteller sind während des Asylverfahrens in 
Kroatien in Aufnahmezentren untergebracht. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 8 verwiesen. 

c) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über Asylverfahren in Kroa-
tien, und werden diese von Vertretern europäischer Behörden auf welche 
Weise unterstützt? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung werden in Kroatien Asylverfahren auf An-
trag betrieben. Ob diese Asylverfahren von Vertretern europäischer Behörden un-
terstützt werden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

9. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung auch in ihrem Handeln auf 
EU-Ebene aus der Verlagerung der Balkanroute nach Bosnien? 

Die Bundesregierung verfolgt Routenverlagerungen auf dem westlichen Balkan 
aufmerksam. Die Europäische Union hat als Reaktion auf die Verlagerung der 
Route auf Bosnien und Herzegowina die finanzielle Unterstützung der bosnischen 
Behörden und internationalen Hilfsorganisationen angepasst. 

10. Welche eigenen Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Zustände in 
den Lagern an der bosnischen Grenze, die von einem UN-Mitarbeiter im Fall 
des Lagers in Velika Kladuša als „absolut unzumutbar und unhygienisch“ 
beschrieben werden (www.zeit.de/politik/ausland/2018-07/bosnien-balkan 
route-fluechtlinge-velika-kladusa-grenze)? 

Die Lager an der bosnischen Grenze wurden bis Ende November 2018 von den 
zuständigen Behörden vollständig abgebaut. Alle sich dort aufhaltenden Schutz-
suchenden erhielten die Möglichkeit, in Aufnahmezentren untergebracht zu wer-
den. 

11. Wie positioniert sich die Bundesregierung zu der Aussage von Bewohnerin-
nen und Bewohnern der informellen Lager an der bosnisch-herzegowini-
schen Grenzen, sie würden weder vom bosnisch-herzegowinischen Staat 
noch von der UN oder der EU unterstützt, und welche Konsequenzen und 
Handlungsoptionen zieht die Bundesregierung daraus (www.zeit.de/politik/ 
ausland/2018-07/bosnien-balkanroute-fluechtlinge-velika-kladusa-grenze)? 

Nach Auffassung der Bundesregierung hat sich die Koordination der Unterstüt-
zung seit Sommer 2018 verbessert. Insbesondere IOM und UNHCR haben mit 
finanzieller Unterstützung der Europäischen Union zur Verbesserung der Lage 
beigetragen und die Unterstützungsmaßnahmen gegenüber den Flüchtlingen und 
Migranten kommuniziert. 

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 6 und 10 verwiesen. 
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12. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die vom bosnischen Win-
terwetter für die in den irregulären Lagern lebenden Geflüchteten ausgehen-
den gesundheitlichen Gefahren, und welche Konsequenzen zieht sie daraus 
(bitte insbesondere auch auf die Lage der Flüchtlinge in irregulären Lagern 
an der bosnisch-herzegowinisch-kroatischen Grenze eingehen)? 

Bezüglich der Situation in den Aufnahmeeinrichtungen und deren Kapazitäten 
wird auf die Antwort zu den Fragen 6 und 10 verwiesen. 

13. Welche Aufnahmestellen für Flüchtlinge sind in Bosnien für den Winterzeit-
raum nach Kenntnis der Bundesregierung vorhanden, und reichen die vor-
handenen Plätze ggfs. aus? 

Es sind nach Einschätzung der Behörden und international tätigen Organisationen 
aktuell ausreichend winterfeste Plätze für Schutzsuchende in Bosnien und Herze-
gowina vorhanden. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 

14. Welche Unterstützungsprogramme bestehen oder sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung für die in Bosnien gestrandeten Flüchtlinge von Seiten der 
EU und/oder der Bundesregierung geplant (bitte im Allgemeinen und mit 
Bezug auf den bevorstehenden Winter beantworten)? 

Die Europäische Union hat 2018  2 Mio. Euro im Rahmen der Humanitären Hilfe 
über ECHO sowie weitere 7,2 Mio. Euro als IPA-Sondermittel bereitgestellt, die 
unter anderem dafür verwendet wurden, Unterkünfte winterfest zu machen. 

15. Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Europäischen Agentur für 
die Grenz- und Küstenwache (EBCG, ehemals Frontex) oder anderer euro-
päischer Institutionen sind mit welchen Aufgaben im Kontext von Flucht und 
Migration in Bosnien und Herzegowina eingesetzt, wie viele davon kommen 
aus Deutschland, und welchen Aufgaben gehen sie nach? 

Die Europäische Grenz- und Küstenwache (Frontex) war im Jahr 2018 im Rah-
men der „Frontex Joint Operation Coordination Points Air“ und „Frontex Joint 
Operation Coordination Points Land“ in Bosnien und Herzegowina vertreten. In 
diesem Rahmen wurden die bosnischen Grenzbehörden am Grenzübergang Zupci 
und am Flughafen Sarajewo von Beamtinnen und Beamten aus den Mitgliedstaa-
ten unterstützt. Die Beamtinnen und Beamten hatten eine beratende und unter-
stützende Tätigkeit. Eine Gesamtübersicht über das von Frontex koordinierte Per-
sonal in Bosnien und Herzegowina liegt der Bundesregierung nicht vor. 

Die Bundespolizei hat sich im Jahr 2018 mit einer Beamtin an Frontex Einsatz-
maßnahmen in Bosnien und Herzegowina beteiligt. Der Einsatz erfolgte im Rah-
men der „Frontex Joint Operation Coordination Points Air 2018“ am Flughafen 
Sarajewo im Monat November. Die Beamtin war dort für die bosnische Grenz-
schutzbehörde in der zweiten Kontrolllinie bei der Einreise- und Ausreisekon-
trolle am Flughafen beratend und unterstützend tätig.  

Der Bundesregierung liegen darüber hinaus keine Informationen zu Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern anderer europäischer Institutionen im Kontext von Flucht 
und Migration in Bosnien und Herzegowina vor. 
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a) Wie viele der dort eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind wie 
und aus welchem Grund bewaffnet? 

Die in den Frontex-koordinierten Einsätzen tätigen Beamtinnen und Beamten der 
Mitgliedstaaten verrichten ihren Dienst gemäß der jeweils mit den aufnehmenden 
Staaten abgestimmten Operationspläne. Diese Operationspläne regeln auch den 
Einsatz von unmittelbarem Zwang, inklusive der Trage- und Führberechtigung 
von Schusswaffen. Der Einsatz der deutschen Beamtin erfolgte in Uniform, und 
gem. Artikel 54 der EU-VO 2016/1624 unbewaffnet sowie ohne Führungs- und 
Einsatzmittel. 

b) Hat die Bundesregierung Kenntnis über den Einsatz von unmittelbarem 
Zwang gegenüber Schutzsuchenden durch Angehörige der EBCG bzw. 
von Frontex in Bosnien und Herzegowina, und falls ja, in welchem Kon-
text und auf welche Weise (bitte alle Ereignisse ab Januar 2018 einzeln 
aufführen)? 

Der Bundesregierung liegen keine diesbezüglichen Erkenntnisse vor. 

16. Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der EBCG aus welchen europä-
ischen Ländern sind an der EU-Außengrenze in Kroatien im Einsatz, und 
inwiefern haben diese über die in der Vorbemerkung der Fragesteller zitier-
ten Rechtsverletzungen und Übergriffe auf Schutzsuchende auf der Balkan-
route in Kroatien berichtet? 

Die Europäische Grenz- und Küstenwache war im Jahr 2018 im Rahmen der 
„Frontex Joint Operation Focal Points Air“ und „Frontex Joint Operation Focal 
Points Land“ sowie im Rahmen der „Joint Operation Flexible Operational Acti-
vities“ in Kroatien vertreten. Der Bundesregierung liegt keine Gesamtübersicht 
über die Anzahl der für die Europäische Grenz- und Küstenwache an der EU-
Außengrenze in Kroatien tätigen Beamtinnen und Beamten der Mitgliedstaaten 
vor.  

Die Bundespolizei hat sich im Jahr 2018 mit insgesamt 17 Beamtinnen und Be-
amten an Frontex Einsatzmaßnahmen in Kroatien beteiligt. Der Einsatz erfolgte 
im Rahmen der „Frontex Joint Operation Focal Points Land 2018“ an den Stand-
orten Bajakovo, Karasovici und Nova Sela sowie der „Frontex Joint Operation 
Focal Points Air 2018“ am Flughafen Zagreb. Der Bundesregierung liegen keine 
Berichte von im Rahmen des Frontex-Einsatzes in Kroatien eingesetzten Bundes-
polizisten vor, die über Rechtsverletzungen oder Übergriffe auf Schutzersu-
chende auf der sogenannten „Balkanroute“ in Kroatien berichten. 

a) Wie viele dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind wie bewaffnet? 

Die in den Frontex-koordinierten Einsätzen tätigen Beamtinnen und Beamten der 
Mitgliedstaaten verrichten ihren Dienst gemäß der jeweils mit den aufnehmenden 
Staaten abgestimmten Operationspläne. Diese Operationspläne regeln auch den 
Einsatz von unmittelbarem Zwang, inklusive der Trage- und Führberechtigung 
von Schusswaffen. Die Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei verrichteten 
hierbei ihren Dienst gemäß der mit Kroatien abgestimmten Operationspläne be-
waffnet und in Uniform. Hierbei wurden die in Deutschland persönlich zugewie-
senen Führungs- und Einsatzmittel zu Eigensicherungszwecken mitgeführt. Das 
Mitführen der Reizstoffsprühgeräte war nicht vorgesehen. 
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b) Hat die Bundesregierung Kenntnis über den Einsatz von unmittelbarem 
Zwang gegenüber Schutzsuchenden durch Angehörige der EBCG bzw. 
von Frontex in Kroatien, und falls ja, in welchem Kontext, und auf welche 
Weise (bitte alle Ereignisse ab Januar 2018 einzeln aufführen)? 

c) Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, dass sich Angehörige der 
EBCG bzw. von Frontex mittelbar oder unmittelbar an rechtswidrigen 
Handlungen der kroatischen Polizei gegen Schutzsuchende beteiligt ha-
ben (bitte alle Ereignisse ab Januar 2018 einzeln aufführen)? 

Zu den Fragen 16b und 16c liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 

d) Welche Unterstützung leisten Behörden des Bundes oder der Europäi-
schen Union oder Nicht-EU-Staaten nach Kenntnis der Bundesregierung 
bei der Unterstützung der Grenzsicherung Kroatiens? 

Die Bundespolizei unterstützt die kroatische Grenzpolizei im Rahmen des Infor-
mations- und Erfahrungsaustausches in grenzpolizeilichen Angelegenheiten so-
wie durch die Entsendung von grenzpolizeilichen Unterstützungsbeamten Aus-
land zum internationalen kroatischen Flughafen Split während der Hauptreisezeit 
in den Sommermonaten. Weiterhin hat die Bundespolizei einen permanenten 
Verbindungsbeamten bei der Deutschen Botschaft in Zagreb eingesetzt. 

Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine weiteren Erkenntnisse vor. 

17. Wie positioniert sich die Bundesregierung zur Aussage des UNHCR-Vertre-
ters Jan Kapic, Bosnien und Herzegowina und Serbien seien für Schutzsu-
chende nicht sicher, denn dort gebe es kein Asylsystem (www.taz.de/ 
!5521293/), und welche Konsequenzen zieht sie daraus, insbesondere vor 
dem Hintergrund der Zurückschiebungen von Schutzsuchenden aus Kroa-
tien? 

Der Bundesregierung ist die Aussage bekannt, sie hat dazu aber keine eigenen 
Erkenntnisse, die den Vorwurf bestätigen würden.  

In Bosnien und Herzegowina wurde das Gesetz über Immigration und Asyl mit 
Unterstützung von UNHCR, IOM und dem Europarat ausgearbeitet und am 
23. Dezember 1999 veröffentlich, vgl. www.unhcr.org/research/working/3b309df 
07/interface-migration-asylum-bosnia-herzegovina-unhcr-office-chief-mission.html.  

In Serbien wurde im April 2018 im Rahmen der EU-Annäherung ein neues Ge-
setz über Asyl und temporären Schutz verabschiedet, vgl. www.unhcr.rs/media/ 
docs/2018/LawOnAsylumAnd TemporaryProtectionRS.pdf. 

18. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus Kettenabschiebungen 
aus Slowenien nach Kroatien und dann nach Bosnien und Herzegowina, ins-
besondere vor dem Hintergrund des Refoulement-Verbots und des Verbots 
von Kettenabschiebungen (www.taz.de/!5521293/)? 

19. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Asylverfahren von 
Schutzsuchenden, die aus anderen EU-Staaten nach Kroatien überstellt wur-
den (bitte ab Januar 2017 quartalsweise aufschlüsseln)? 

20. Inwiefern hat die Bundesregierung Kenntnis von nach Kroatien überstellten 
Schutzsuchenden, die ohne ein Asylverfahren aus Kroatien in Drittstaaten 
abgeschoben wurden? 

Zu den Fragen 18 bis 20 liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 
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21. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung zu Übergriffen der kroatischen 
Sicherheitskräfte auf Schutzsuchende? 

a) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Entwendung von 
Geld und die Zerstörung von Smartphones Schutzsuchender durch die 
kroatische Polizei? 

b) Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der Vielzahl der 
Berichte zu Übergriffen der kroatischen Polizei auf Schutzsuchende, die 
versuchen, aus Bosnien kommend nach Kroatien einzureisen (siehe Vor-
bemerkung der Fragesteller)?  

c) Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung auch auf europäischer 
Ebene, um gegen völkerrechtswidrige Pushbacks und andere schwere 
Übergriffe auf Schutzsuchende durch kroatische Behörden vorzugehen 
bzw. diese zu thematisieren (www.zeit.de/politik/ausland/2018-07/bosnien- 
balkanroute-fluechtlinge-velika-kladusa-grenze)? 

Die Fragen 21 bis 21c werden zusammengefasst beantwortet. 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine eigenen Erkenntnisse vor. 

22. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Situation von Schutz-
suchenden in Albanien? 

In Albanien wurden im Juni 2017 zwei temporäre Aufnahmezentren für Flücht-
linge und Migranten in Gjirokaster (60 Plätze/durch IOM Albanien) und direkt 
am Grenzübergang zu Griechenland in Kakavija (20 Plätze/durch CARITAS Al-
banien) eröffnet. Sie dienen der Kurzzeit-Aufnahme mit einer geplanten Ver-
bleibdauer von ein bis drei Tagen. Mit von IOM beschafften vier neuen Trans-
portfahrzeugen ist auch der Weitertransport in die offenen Asylzentren in Babrru 
bzw. Karrec (Nähe Tirana) sichergestellt.  

Der UNHCR Albanien ist ständig an den albanischen Außengrenzen (insbeson-
dere zu Griechenland und Montenegro) präsent und überwacht stichprobenweise 
die Einhaltung der rechtlichen Standards. Verpflegung und medizinische Versor-
gung sind in den genannten Zentren sichergestellt. Die vorhandenen Kapazitäten 
decken den in Albanien bestehenden Bedarf. 

23. Verfolgt die EU nach Kenntnis der Bundesregierung ihre Pläne weiter, La-
ger, Ausschiffungsplattformen und Ähnliches außerhalb der EU-Staaten ein-
zurichten, und falls ja, wo und in welcher Form (www.spiegel.de/politik/ 
ausland/eu-asylzentren-albanien-will-nicht-europas-fluechtlingslager-werden- 
a-1215258.html)? 

a) Haben nach Kenntnis der Bundesregierung weitere Gespräche mit Alba-
nien über die Einrichtung von EU-Flüchtlingslagern trotz der Ablehnung 
durch den albanischen Regierungschef Rama stattgefunden, und falls ja, 
welchen Inhalt hatten diese Gespräche, und wie hat sich die Bundesregie-
rung in diesem Rahmen positioniert (www.spiegel.de/politik/ausland/eu- 
asylzentren-albanien-will-nicht-europas-fluechtlingslager-werden-a- 
1215258.html)? 

b) Mit welchen anderen Staaten finden Verhandlungen über die Unterbrin-
gung von an den EU-Außengrenzen gestrandeten bzw. zurückgewiesenen 
Schutzsuchenden statt oder befinden sich in Planung oder Vorbereitung, 
und welche Ergebnisse wurden hierzu bisher erzielt (bitte für das Jahr 
2018 beantworten)? 

Die Fragen 23 bis 23b werden gemeinsam beantwortet. 
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In seinen Schlussfolgerungen vom 28. Juni 2018 hat der Europäische Rat den Rat 
und die Europäische Kommission beauftragt, ein Konzept sogenannter „regiona-
ler Ausschiffungsplattformen“ auszuloten. Die EU-Kommission hat hierzu in ei-
nem Non-Paper vom 24. Juli 2018 zunächst allgemeine Vorschläge als Grundlage 
für weitere Überlegungen formuliert, vgl. https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/ 
homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-migration/20180724_non- 
paper-controlled-centres-eu-member-states_en.pdf.  

Bislang hat sich noch kein Drittstaat offen für den Abschluss einer solchen Ver-
einbarung gezeigt und es gab nach Kenntnis der Bundesregierung keine formellen 
Gespräche der EU-Kommission mit Drittstaaten. 

c) Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über die Zusammenarbeit 
der EU mit Albanien beim Aufbau einer „albanischen Küstenwache“ ins-
besondere im Zusammenhang mit dem Thema „Flucht und Migration“, 
und mit welchen weiteren Nicht-EU-Staaten gibt es eine solche Zusam-
menarbeit, und welche Formen hat diese (http://europa.eu/rapid/press- 
release_IP-18-6004_de.htm)? 

Im Rahmen des Projekts „PAMECA V“ wird der Aufbau einer albanischen 
(grenzpolizeilichen) Küstenwache unterstützt. Der Prozess steht am Beginn und 
soll künftig auch mit EU-Geldern gefördert werden. Ein wichtiger Bestandteil ist 
der Ausbau der See-Radar-Funkmasten entlang der albanischen Küste. Darüber 
hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
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